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Conseil national de la refondation 

Stefan Seidendorf

„Runder Tisch“ à la française  
oder Ausdruck der politischen Spaltung?

Unklare Machtverhältnisse

Reformbedarf und politische Spaltung

Partizipation oder Blockade?
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Abstract

Mitten im Parlamentswahlkampf kündigte Emmanuel Macron die 
SchaffungeinesneuartigenKonsultationsprozessesan.DerConseil 
national de la refondation (CNR) soll alle gesellschaftlichen Interessen-
gruppenunddieVertreterderpolitischenKräftezusammenbringen. 
SiesollenübernötigeStrukturreformenverhandelnundmöglicheKom-
promisslinienzwischendenLagerndefinieren.SosolldieAkzeptanzvon
ReformenerhöhtunddiepolitischeKonfrontationzwischendenLagern
reduziert werden. Die Auftaktsitzung des Gremiums am 8. September 
war jedoch eher Ausdruck der tiefen Spaltung der Republik, als Auftakt 
zueinem„rundenTisch“àlafrançaise.DerTextpräsentiertHinter
gründe, Zusammensetzung und Aufgaben und beurteilt das Potenzial 
des CNR.
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Conseil national de la refondation 
„Runder Tisch“ à la française oder Ausdruck der politischen Spaltung?

Stefan Seidendorf*

Einleitung

* Dr. Stefan Seidendorf ist 
stellvertretender Direktor 
des Deutsch-Französischen 
Instituts.

Am 8. September 2022 kam in Mar-
coussis, dem Leistungszentrum der 
französischen Rugby-Nationalmann-
schaft, eine für den Ort eher unge-
wöhnliche Gruppe zusammen. Etwa 
50 Persönlichkeiten und Vertreter1 
der französischen Regierung, aus 
verschiedenen Parteien, von einigen 
der Sozialpartner (Gewerkschaften 
undArbeitgeberverbände)sowieder
Vereinigungen der lokal und regional 
gewähltenMandatsträger(Bürger-
meisterundRegionalräte)trafensich
zur ersten Sitzung des neu ins Leben 
gerufenen Conseil national de la 
refondation (CNR, Nationaler Rat der 
Neubegründung)2. Nachdem Staats-
präsidentEmmanuelMacrondasGre-
miummitseineröffentlichübertra-
genenRedeoffizielleingeweihthatte,
übernahm sein politischer Vertrauter 
FrançoisBayroualsGeneralsekretär
des neuen Gremiums die Leitung der 
dannnichtmehröffentlichenSitzung.

Der CNR stellt das bisher konkreteste 
Element der von Macron nach seinem 
zweiten Wahlsieg im Frühjahr angekündig-
ten „neuen Methode“ des Regierens dar. 
Allerdings ist die Umsetzung der Idee, die 
Macron ursprünglich im Juni in der Regio-
nalpresse formuliert hatte3, mit zahlreichen 
SchwierigkeitenundBlockadenverbunden.
So ist bis heute die Zusammensetzung, die 
konkrete Aufgabe und die Arbeitsweise des 
Gremiumsnichtbekannt.Handeltessich
alsoumeinenMisserfolgfürdenPräsi-
denten, oder hat er womöglich doch noch 
das Potenzial, die blockierte französische 
Reformdebatte neu zu inspirieren? 

DervorliegendeBeitragwillzunächst(1)
den Entstehungszusammenhang des CNR 
skizzieren, bevor die bisher bekannten Ele-
mente über Zusammensetzung, Aufgaben 
und Arbeitsweise (2) dargestellt werden. 
Abschließend soll eine erste vorsichtige 
BewertungdieserElementestehen(3).

1 Zur leichteren Lesbarkeit ver-
wendet der Text im Allgemeinen 
das generische Maskulinum. 
Gemeint sind jedoch immer alle 
Geschlechter. 

2 siehe im Anhang die Teilneh-
merliste

3siehezumBeispieldie
Zusammenfassung in Libération 
(3.06.2022): Annonces: Ecolo-
gie, pouvoir d’achat, retraites: 
Macron veut réunir un „Conseil 
national de la refondation“.
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Zuerst kündigte Emmanuel Macron seine 
Idee für eine Art französische Version 
des„rundenTischs“ineinemGespräch
mit der Regionalpresse am 3. Juni 2022 
an.4 Die Ankündigung erfolgte also nach 
derPräsidentschaftswahl,undvorden
beidenWahlgängenzurAssemblée na-
tionale (Parlament) am 12. und 19. Juni 
20225. 

MacronhattezwardiePräsidentschafts-
wahl letztendlich überzeugend gegen 
Marine Le Pen (Rassemblement National) 
gewonnen. Allerdings zeigten sich im 
Wahlergebnis im Vergleich zu 2017 eine 
größere Unterstützung für die beiden 
rechtsundlinkspopulistischenKan-
didaten (Marine Le Pen und Jean-Luc 
Mélenchon). Insbesondere die höhere 
Enthaltung in der Stichwahl (bzw. die 
französischeBesonderheitder„weißen“
Stimmzettel, die keine Namen enthalten, 
aber extra ausgewiesen werden) ver-
deutlichte die Existenz einer skeptischen 
oderablehnendenHaltunggegenüber
Macron,ohnedassdieseWählerjedoch
bereitgewesenwären,fürMarineLePen
zu stimmen. 

EinerderHauptkritikpunkteanMacron
betrifftseitseinemAmtsantritt2017
seinenmitunteralsautoritäroder„verti-
kal“ empfundenen Regierungsstil bei der 
Durchsetzung seiner Reformagenda. Der 
Amtsinhaber führt dagegen freilich ins 
Feld, dass er genau für diese bisweilen 
als radikal empfundene Durchsetzung 
wichtigerStrukturreformengewählt
worden sei. Trotz seiner insgesamt be-
eindruckenden Reformagenda und den 
durchauszählbarenResultaten(Reform
des Arbeitsrechts, Reform der SNCF, Zu-
nahmederAusbildungsverträge,Rück-
gang der Arbeitslosigkeit …)6 hat sich 
inFrankreichjedenfallsdasöffentliche
BildeinesPräsidentendurchgesetzt,der
die mit diesem Amt in der V. Republik 
verbundene Machtfülle voll ausschöpft 
und dabei weder vom Parlament, noch 
von den Zwischengewalten, noch von 
den regionalen und lokalen Gebiets-
körperschaften wirklich zu bremsen 

war. Die eigentliche Opposition, so die 
Wahrnehmung, hatte sich dann in Form 
der „Gelbwestenproteste“ auf der Straße 
abgespielt. Auslöser war die Erhöhung 
derTreibstoffsteuerundderVersuch
einer Rentenreform. Die Proteste hielten 
das Land monatelang in Atem, und 
neben dem als sehr hart empfundenen 
VorgehenderOrdnungskräftewares
schließlichein„neuesPolitikverständ-
nis“,dasesMacronerlaubte,dieKrise
zu überwinden. Er setzte dafür auf einen 
breit angelegten, zentral und dezentral 
organisiertenProzessderBürgerbetei-
ligung (Grand Débat National). So sollte 
es einerseits möglich sein, die Unzufrie-
denheitunddieBeschwerdenderBürger
zu erfassen (über die in jedem Rathaus 
ausliegenden„Beschwerdenhefte“sowie
eine online-Plattform). Andererseits er-
laubten neuartige partizipative Formate 
einer per Zufallsauswahl generierten 
Bürgerversammlung,wichtigeReform
themenöffentlichzudebattieren.

MacronergänztedieseersteÜbungin
„partizipativer Demokratie“ (alle gesetz-
gebendenBefugnissebliebenunverän-
dertindenHändenvonRegierungund
Parlament) um einen zweiten Versuch. 
Der„BürgerKlimakonvent“(Convention 
Citoyenne pour le Climat) hatte eine 
straffereAgenda,undihrAblaufwar
bereitsimVorfeldstärkerorganisiert.
InbeidenFällenjedochwurdeMacron
am Ende dafür kritisiert, dass er nicht 
alleVorschlägederbeidenpartizipativen
Versammlungen eins zu eins umgesetzt 
hatte, oder diese zumindest direkt ins 
Parlament eingebracht hatte. Unterstüt-
zerdesPräsidentenverwiesenallerdings
darauf, dass es sich um Diskussions- 
und Debattenformate gehandelt habe 
und die eigentliche Gesetzgebung beim 
demokratisch legitimierten Parlament 
verbleibt(s.Kasten).

 1.  Entstehungszusammenhang: „Neue Methode“, Verlust der 
Parlamentsmehrheit und Kritik an Macrons Vorschlag

4 Für Unterstützung bei 
den Recherchen zum CNR 
danke ich Elisabeth Aigner, 
Xavier Froidevaux und den 
KolleginnenundKollegender
Frankreichbibliothekdesdfi.

5siehezurPräsident-
schaftswahl AFA 37: Vor 
denPräsidentschaftswah-
lenAuffallenumjeden
Preis? Parteiensystem und 
KandidatenkürinFrankreich;
zur Parlamentswahl AFA 
38: Ein neues politisches 
Koordinatensystem?Die
französischenPräsident-
schaftswahlenundderBlick
auf die Parlamentswahl

6 siehe AFA 32: Ein Jahr 
 Macron - Reformen, Regie-
rungsstil,Herausforderungen
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Im Rahmen des Wahlkampfs gelang 
es Macron mit seiner Ankündigung, 
Aufmerksamkeit zu erzielen. Insbeson-
dere das linke Parteienbündnis, gegen 
dessen Radikalopposition der Vorschlag 
ja gerichtet war, setzte sich sofort kri-
tisch von der Idee eines neuen, weite-
ren  außerparlamentarischen Gremiums 
ab. Von Macron wohl beabsichtigt, 
war  insbesondere der Name und seine 
Abkürzung eine Provokation für die 
Opposition, erinnert dieser doch an 
den Conseil national de la Résistance 
(s.KastenSeite6).

VordemHintergrunddieserErfahrun-
gen,undangesichtsderKritik,diedem
neugewähltenPräsidentendirektnach
seinem Wahlsieg entgegenschlug, ist nun 
Macrons Ankündigung vom 3. Juni zu 
lesen.MacronschlägtdenneuenAnsatz
also aus der Erfahrung seiner ersten 
Amtszeit vor. Gleichzeitig handelte es 
sich dabei jedoch auch um ein Manöver 
im laufenden Parlamentswahlkampf. Die 
erstenUmfragenzeigteneinengesKopf
anKopfRennenzwischendenParteien,
die Macron unterstützen (LRM, MoDem, 
Horizons) und dem Linksbündnis  NUPES8. 
Die qualitativen Umfragen verdeutlichten, 
dassvieleWählerzwarmangelsbesserer
AlternativeninderPräsidentschaftswahl
für Macron gestimmt hatten, insbesonde-
re um die Rechtspopulistin Marine Le Pen 
zu verhindern, dass sie aber nicht bereit 
waren, in der Parlamentswahl erneut 
MacroneinenBlankoscheckauszustellen,
indem sie ihm ein weiteres Mal eine ab-
solute Mehrheit im Parlament bescheren. 

Partizipative Demokratie während Emmanuel Macrons erster Amtszeit7 

Der Grand Débat National (GDN) wurde als 
Reaktion auf die Proteste der sogenannten 
Gelbwesten von Macron ins Leben gerufen. 
MithilfevonBürgerheften,lokalenKon-
sultationen,Bürgerkonferenzenundeiner
OnlinebefragungkonntendieBürgerinei-
nem Zeitraum von drei Monaten direkt ihre 
Meinung, ihre Anliegen und Probleme kund-
tun. Prinzipiell waren 44% der Franzosen 
interessiert, sich an der Debatte zu betei-
ligen,letztlichbeteiligtensichschätzungs-
weise 1,5 bis 2 Millionen Menschen. In den 
Bürgerkonferenzenkonntensobeispielwei-
se230PolitikvorschlägezuvonMacron
vorgegebenen Themen erarbeitet werden. 
Nachdem die Ergebnisse des GDN vorlagen, 
berief Macron eine Pressekonferenz ein, in 
welcher er auf einige zentrale Anliegen der 
BürgereingingundMaßnahmenfürmehr
Bürgernähe,zurErhöhungderKaufkraft
undBekämpfungstrukturellerUngleichhei-
ten,zurGestaltungvonUmbrüchen(Klima-
politik,Rentenreform)undzurStärkungder
lokaler Ebene vorstellte. Obwohl der GDN 
insgesamtzueinerEntschärfungderakuten

politischenKrisebeitragenkonnte,hielt
am Ende nur ein Drittel der Franzosen den 
GDN für ein nützliches Unterfangen. 

Die Convention Citoyenne pour le Climat 
wurde vom Conseil économique, social et 
environnemental (CESE) organisiert und 
brachte150zufälligausgelosteBürger
zusammen.DasZielwar,dieBreiteder
französischenBevölkerungzurepräsentie-
ren.SiebeschäftigtensichmitderFrage,
wie man die Treibhausgase um mindestens 
40% gegenüber 1990 reduzieren könne, 
ohne die soziale Gerechtigkeit zu vernach-
lässigen.NeunMonatelangbearbeiteten
sie diese Fragestellung und formulierten 
Vorschläge.Am21.Juni2020übergaben
siederExekutiveeinenBerichtaus48Zie-
lenund149Vorschlägen.DieseVorschläge
findensichinderGesetzesvorlage„climat
et résilience“. Die Convention Citoyenne 
pour le Climat soll zu weiteren Themen, 
welcheimMittelpunktderöffentlichen
Debatten stehen, erneuert werden.

7 siehe AFA 35: Der Grand 
Débat National in Frankreich: 
Hintergründe,Ablaufund
erste Ergebnisse der großen 
Bürgerbefragung

8z.B.OpinionwayKEAab
11.05.2022 (direkt nach 
derPräsidentschaftswahl),
https://www.opinion-way.
com/fr/barometre-
opinionway-kea-partners-
legislatives-2022.html

https://www.opinion-way.com/fr/barometre-opinionway-kea-partners-legislatives-2022.html
https://www.opinion-way.com/fr/barometre-opinionway-kea-partners-legislatives-2022.html
https://www.opinion-way.com/fr/barometre-opinionway-kea-partners-legislatives-2022.html
https://www.opinion-way.com/fr/barometre-opinionway-kea-partners-legislatives-2022.html
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Das endgültige Ergebnis der Parlaments-
wahlam19.JunibestätigtedieUmfra-
gen. Macrons Partei schnitt zwar am 
stärkstenab,aberauchinVerbindung
mit den kleineren Formationen, die sie 
unterstützen, verfehlte La République en 
Marche (seit neuestem: Renaissance) 
die absolute Mehrheit der Sitze. Umge-
kehrtsinddiepolitischenDifferenzen
zwischen den beiden führenden Lagern 
der Opposition, Le Pens rechtspopu-
listischem Rassemblement National 
(89 Sitze) und dem von Mélenchon 
intelligent geschmiedeten Linksbündnis 
NUPES (131 Sitze) so groß, dass auch 
keine Mehrheit gegen Macron möglich 
erscheint.AlskleinsteKraftderOpposi-
tion könnten die bürgerlich-konservati-
ven Republikaner (61 Sitze) Macron zwar 
zu einer Mehrheit verhelfen. Aus Furcht, 
jedeseigeneProfilzuverlieren,und
angesichts ihrer andauernden internen 
Richtungskämpfe,sindsiedazubisher
aber nicht bereit. 

DieseLageführtezunächstzueiner
StärkungdesParlamentsgegenüberder
Regierung. Dabei zeigte Premierminis-
terinElisabethBornejedoch,dasssie
durchaus in der Lage ist, Mehrheiten für 
ihreGesetzespaketezufinden–durch
parlamentarische Ausschussarbeit und 
Zugeständnisse,insbesondereandie
Republikaner, gelang es ihr im Sommer, 
wichtigeBeschlüssezurStärkungder
KaufkraftdurchsParlamentzubringen.
Schwieriger scheint nun die bevorste-
hendeVerabschiedungdesHaushalts-
gesetzes. 

Der Conseil national de la Résistance (CNR)

Im Rahmen des CNR gelang es den 
verschiedenen Widerstandsbewegungen 
Frankreichs,sichab1943,nochwährend
des andauernden Zweiten Weltkriegs, zu 
koordinieren. Dies gelang nicht nur im 
Angesicht des brutalen Verfolgungsdrucks 
durchdiedeutschenBesatzer,sondern
auchvordemHintergrundderenormen
ideologischen und programmatischen 
Differenzenzwischenderkommunistischen
Résistance, die zumeist von Frankreich 
aus und in Frankreich operierte, und dem 
gaullistischen Widerstand, der von London 
aus ebenfalls sein Engagement in Frank-
reichentfaltete.DirektnachderBefreiung
vonderdeutschenBesatzunggelanges
so,dieöffentlicheOrdnungzustabilisieren
undeinenBürgerkriegzwischenGaullisten,
Kommunistenunddenverbliebenenfranzö-
sischenKollaborateurenzuverhindern.

In der Erinnerung heute mindestens ge-
nauso wichtig ist das 1944 verabschiedete 
Programm des CNR9, das der politische 

PreisfürdieSchaffungdernationalenEin-
heit war. Gerade von den linken politischen 
KräftenwirdesalsprogressivesMonument
des Fortschritts gesehen: es beinhaltete die 
BegründungderfranzösischenSozialversi-
cherung,dieSchaffungeines„Rechtsauf
Arbeit“ in der Verfassung, die Verstaatli-
chungweiterBereichedesEnergieund
Finanzsektors sowie weitreichende gesell-
schaftliche Gleichstellungsrechte.

BisheutegiltdasProgrammdesCNRbei
denlinkenKräftenalsReferenz.Esistaber
auch ein gesamtgesellschaftlicher Erin-
nerungsort, der im Geschichtsunterricht 
vermittelt wird, und die Möglichkeit zu einer 
„nationalen Einheit“ trotz bestehender po-
litischerGegensätzebezeichnet.Macrons
BezugaufdenCNRwurdeentsprechend
als anmaßend gegenüber diesem histori-
schen Monument empfunden. Er selbst 
unterstreicht damit andererseits aus seiner 
Sicht die Dringlichkeit des Reformbedarfs 
in Frankreich.

9 https://eduscol.education.
fr/document/31786/
download

https://eduscol.education.fr/document/31786/download
https://eduscol.education.fr/document/31786/download
https://eduscol.education.fr/document/31786/download
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KritikerdesCNR,auchimeigenenLager,
merktennunan,mitderStärkungdes
Parlaments sei die Idee eines „runden 
Tischs“überflüssiggeworden.Alle
gesellschaftlichenKräftefändenihre
Stimme im Parlament, und seit der Par-
lamentswahl im Juni sei die Regierung 
auch darauf angewiesen, auf die Vorbe-
halte des Parlaments einzugehen und 

könnenichtmehrnachBelieben„durch-
regieren“. Dem steht aus Sicht des 
PräsidentenjedochdieFundamentalop-
position von Links- und Rechtspopulisten 
entgegen, die eben nicht bereit seien, 
Verantwortung zu übernehmen und mit 
dergewähltenRegierungKompromisse
in der Gesetzgebung auszuhandeln.

Artikel 49.3 – „Rationalisierter Parlamentarismus“ in der V. Republik und die 
 besondere Machtfülle der Regierung10 

ImRahmendersemipräsidentiellenVerfas-
sung der V. Republik, die als „rationalisier-
ter Parlamentarismus“ bezeichnet wurde, 
verfügt die Exekutive über eine Reihe 
von Vorrechten, um die Regierungs- und 
Handlungsfähigkeitauchinkomplizierten
parlamentarischen Auseinandersetzungen 
zugewährleisten.Sokannsieetwaaufden
Artikel 49.3 der Verfassung zurückgreifen. 
Dieser erlaubt der Regierung, einen Geset-
zesvorschlag ohne Aussprache und ohne 
Änderungsmöglichkeiten zur Abstimmung 
zu bringen und damit eine  Vertrauensfrage 
des Premierministers zu verbinden. Stimmt 

eine Mehrheit gegen den vorgelegten 
Entwurf, sprechen die Parlamentarier damit 
der Regierung das Misstrauen aus und 
müssenmitderAuflösungderNational-
versammlung rechnen. Die Regierung hat 
damit also eine „nukleare Option“ in der 
Hand,umihreHaushaltsgesetzedurchzu-
setzen. Für andere Gesetzestexte kann der 
Artikel in seiner aktuellen Form (seit 2008) 
jedoch nur einmal pro Sitzungsperiode 
(in der Regel Oktober bis Juni) angewandt 
werden.

2.  Eine neue Situation in der Nationalversammlung

InseinenerstenVorschlägenfürden
CNRschienEmmanuelMacronzunächst
eher an die Entwicklung (und Verste-
tigung) eines partizipativen Gremiums 
zudenken,wieereswährendseiner
ersten Amtszeit ausprobiert hatte (s. 
KastenSeite5).DieöffentlicheDebatte,
insbesonderedirektnachderPräsi-
dentschaftswahl, verdeutlichte jedoch 
einen weiteren Aspekt des französischen 
politischen Systems: Dieses kennt keine 
formalenKoalitionenzwischenParla-
mentsfraktionen.Politische„Kompromis-
se“ werden insgesamt als Zeichen von 
Schwächeabgelehnt.Esistdeshalbin
einer Situation ohne absolute Mehrheit 
im Parlament extrem schwierig, (lager-
übergreifende)Kompromissezufinden
und politische Entscheidungen zu tref-
fen.DieweiterenÜberlegungenMacrons
undseinerBeraterfürdieAusgestaltung
des CNR schienen deshalb eher in die 
RichtungeinesKonsultationsprozesses

zu gehen, an dem die organisierten po-
litischen und gesellschaftlichen Interes-
senvertreter teilnehmen, also Parteien, 
Sozialverbände,Interessengruppenetc.,
umsichübermöglicheKompromissezu
verständigen,diediekonfrontativeSitua-
tion im Parlament nicht erlauben würde.

Die V. Republik basiert auf der Opposi-
tion zwischen zwei politischen Lagern. 
Im Rahmen des reinen Mehrheitswahl-
rechts (577 Wahlkreise) verhandeln die 
politischen Lager und ihre jeweiligen 
Formationen im Vorfeld der Wahl die 
UnterstützungihrerjeweiligenKandida-
tenineinzelnenWahlkreisen.Siehoffen
so, alle „linken“ oder „rechten“ Stimmen 
jeweils auf einen einzigen antretenden 
Kandidatenvereinenzukönnenund
den Wahlkreis so zu gewinnen. Sobald 
die Wahl vorbei ist, herrschen in einem 
solchenSystem(ähnlichwieinGroßbri-
tannien)eigentlich„klareVerhältnisse“– 

10ÜberdieRolledesPar-
laments in der V. Republik 
und den „rationalisierten 
Parlamentarismus“ schrieb 
bereits1981AdolfKimmel:
„Das Parlament in der V. 
französischen Republik: 
Grundstrukturen und Re-
formprobleme“, in: 
Zeitschrift für Parlaments-
fragen, Vol. 12, No. 2 (Juli 
1981), pp. 235-251 
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allerdings nur solange sich zwei politische 
Lager, jeweils gruppiert um eine große 
Partei, gegenüberstehen (traditionell das 
„linke Lager“ rund um die sozialistische 
Partei und das „rechte Lager“ rund um 
die gaullistische Partei). Dieses System 
erlaubte auch, dem rechtsextremen 
Front Nationalwährendrund35Jahren
den Einzug ins Parlament zu verwehren 
–dieungeschriebene„republikanische
Front“verlangte,dassderschwächere
„republikanische“ (linke oder rechte) 
Kandidatsichzugunstendesbesser
gestelltenKandidatenzurückzogundzu
dessen Wahl aufrief, um so den Einzug 
der Rechtsextremen ins Parlament 
zu verhindern. Da die Verhandlungen 
zwischen den Parteien eines Lagers 
(überdieAufstellungvonKandidaten,
aberhäufigauchüberprogrammatische
Punkte) bereits vor der Wahl stattgefun-
denhatten,sindKoalitionsgespräche
oder -verhandlungen nach der Wahl 
eigentlich nicht vorgesehen.

Nach den Parlamentswahlen 2022 
ist jedoch eine (für Frankreich) neue 
Situation eingetreten, in der kein Lager 
über eine absolute Mehrheit verfügt. 
Linke und rechte Populisten könnten 
zwar gemeinsam eine rechnerische 
Mehrheit erzielen, dazu sind ihre inhalt-
lichenGegensätzejedochzugroß.Das
Präsidentenlagerverfügtnurübereine
relative Mehrheit, und die verbleibenden 
kleineren Gruppen, insbesondere die 
konservativen Republikaner, wollen sich 
nicht zu einer Regierungskoalition bereit 
finden11.Inderangesprochenenöffentli-

chen Debatte nach der Wahl wurde nun 
deutlich, welchen Wert in einer solchen 
Situation politische Instrumente haben 
können,diealleBeteiligtenzueinem
konstruktivenVerhaltenundzurKom-
promisssucheverpflichten.ImRahmen
einer„Konkordanzdemokratie“12 oder 
eines föderalen Systems wird so auch 
gewährleistet,dassallegesellschaft-
lichen(undpolitischrepräsentierten)
InteressenanderKompromissbildung
beteiligt werden und in die Ausgestal-
tung politischer Lösungen einbezogen 
sind. 

Allerdings zeigt beispielsweise die 
bundesrepublikanische Erfahrung der 
spätenKohlJahreundderzweitenRegie-
rung Gerhard Schröders, dass es auch 
ineinemsolchenSystemzuBlockaden
kommen kann, die die Verwirklichung 
wichtiger gesellschaftlicher Reformen 
verhindern.DasvonBundeskanzler
Gerhard Schröder favorisierte Modell 
des „runden Tischs“ sollte ja genau 
dazu dienen, den Reformstillstand zu 
überwinden, indem die gesellschaftlich 
relevanten Lager gemeinsam konsensu-
aleReformvorschläge,insbesonderefür
Auswege aus der Arbeitslosigkeit, ent-
wickeln und der Regierung unterbreiten. 
Nach dem Scheitern dieses Ansatzes 
folgtedieEinsetzungderHartzKommis-
sion.DieUmsetzungihrerVorschläge
brachtezwardenBefreiungsschlag,al-
lerdingsumdenPreissozialerKonflikte,
die bis heute anhalten und vor allem die 
SPDnachhaltiggeschwächthaben.

11 siehe zur Situation nach 
den Parlamentswahlen: Ronja 
Kempin/JulianMintel(August
2022):Handlungsunfähgiges
Frankreich.Wiedergewählt,
abergeschwächtsuchtMacron
seinenpolitischenKurs,in:
SWP-Aktuell Nr. 51 (August 
2022), https://www.swp-
berlin.org/publikation/hand-
lungsunfaehiges-frankreich

12 Gerhard Lehmbruch: Konkor-
danzdemokratie. In: Manfred 
G.Schmidt(Hrsg.):Lexikon der 
Politik, Band 3: Die westlichen 
Länder.C.H.Beck,München
1992,S.206–211

3.  Zusammensetzung, Aufgaben und Arbeitsweise des CNR

(s.Kasten).DerConseil économique, 
social et environnemental (CESE) bringt 
allegesellschaftlichenKräftezusammen
underlaubtKonsultationenzuallen
anstehenden Fragen sowie Stellungnah-
men zu allen Gesetzesvorhaben. Der 
Sinn und Zweck eines weiteren solchen 
Gremiums erschließt sich nicht auf den 
erstenBlick,zumalderCESEseitJahren
darumringt,als„partizipativeKammer“
mehrBedeutungzugewinnen.

In der schließlich verwirklichten Form 
des CNR steht dieser Aspekt nun im 
Vordergrund.PräsidentMacronwollte
alle gesellschaftlichen Gruppen in eine 
Reformdiskussion einbeziehen. Er trat 
dafürsowohlandiepolitischenKräfte
(Parteien in der Assemblée nationale 
und im Sénat) heran, als auch an die 
Vertreter der Sozialpartner (Arbeitgeber-
verbände,Gewerkschaften).Dabeisah
ersichmitzweiHindernissenkonfron-
tiert. Zum einen gibt es in der V. Repub-
lik bereits ein entsprechendes Gremium 

https://www.swp-berlin.org/publikation/handlungsunfaehiges-frankreich
https://www.swp-berlin.org/publikation/handlungsunfaehiges-frankreich
https://www.swp-berlin.org/publikation/handlungsunfaehiges-frankreich
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Der Conseil économique, social et environnemental – Konkordanz auf Französisch 

Der Conseil économique, social et environ-
nemental (CESE) ist die dritte Versammlung 
der Republik. Der CESE ist konzipiert als 
in stitutionalisierte Stimme der Zivilgesell-
schaft und hat eine beratende Funktion. 
Er soll die Teilnahme zivilgesellschaftlicher 
Akteure an der Wirtschafts- Sozial- und 
Umweltpolitik der Regierung garantieren. 
Der CESE hat 233 Mitglieder, welche sich 
in drei Gruppen gliedern lassen. Die erste 
Gruppe umfasst Akteure der Wirtschaft und 
des sozialen Dialogs, die zweite Akteure des 
Vereinslebens und des sozialen und terri-
torialen Zusammenhalts, die dritte Gruppe 

besteht aus Vertretungen von Vereinen 
undStiftungen,welchesichimBereichdes
Umweltschutzes engagieren. Die Aufgabe 
des CESE ist, Empfehlungen und andere 
Arbeiten zu verfassen, um Exekutiv und 
Parlament über verschiedene wirtschaftli-
che, soziale und ökologische Probleme zu 
informieren. Die Expertise des CESE wird 
außerdemnochmitBeiträgenvonweiteren
Bürgernergänzt.Darüberhinausbietet
derCESEdenBürgerninFrankreichauch
die Möglichkeit, Petitionen einzureichen 
odersichüberBürgerkonventedirektzu
beteiligen.

Die zweite Schwierigkeit für Macron 
ergabsichausdennachderWahlverän-
dertenpolitischenKräfteverhältnissen.
Er hat nun einfach nicht mehr die Macht, 
umbeispielsweisedieführendenKöpfe
der Opposition an einen runden Tisch zu 
bringen. Auch sein „institutionelles“ Vor-
gehen stieß schnell auf Ablehnung. Zu 
offensichtlichwardiepolitischeTaktik
dahinter:DerPräsidentzieltezunächst
daraufab,diePräsidentenderdreiParla-
mentskammern (Assemblée nationale, 
Sénat, CESE) an seinem neuen Reform-
ratzubeteiligen.WährenddiePräsi-
dentin der Nationalversammlung, Yael 
BraunPivet,ausMacronsParteiRenais-
sance, an der Sitzung des CNR teilnahm,  
wolltedermächtigePräsidentdesSénat,
Gérard Larcher, sich auf dieses Spiel 
nichteinlassen.AlsführenderKopfder
bürgerlich-konservativen Républicains 
verweigerte er sich dieser Zusammenar-
beit„durchdieHintertür“mitMacrons
Regierungslager. Auch für die Vertreter 
des linken Parteienbündnisses stand 
die Fraktionsdisziplin und die Geschlos-
senheitimParlamenteinerBeteiligung
an Macrons Reformrat im Wege. Für 
die Rechtspopulisten des Rassemble-
ment National scheint eine konstruktive 
Haltungsowiesoausgeschlossen.Somit
sindnurRepräsentantenderdreiPartei-
en, die Macron unterstützen und seine 
Mehrheit in der Nationalversammlung 
garantieren, vertreten: Neben Macrons 
Renaissance vor allem die rechts-
zentristische Partei Horizons (um den 
ehemaligen Premierminister Macrons 
Edouard Philippe, der jedoch selbst nicht 
an der Sitzung teilnahm) und das libe-
rale  Mouvement Démocratie (MoDem) 
FrançoisBayrous.

Entsprechend der Lagerlogik verweiger-
ten auch die meisten großen Gewerk-
schaften die Teilnahme. Die CFTC und 
die CFDT, beides Reformgewerkschaften, 
die in der Vergangenheit durchaus bereit 
waren, Verantwortung in schwierigen 
Verhandlungen über Rentenreform oder 
Reform der Arbeitsgesetze zu überneh-
men, mussten ihrerseits Vorkehrungen 
treffen,umeineBeteiligungvorihrer
Basisrechtfertigenzukönnen.Nurunter
VorbehaltundunterderBedingung
nichtöffentlicherGesprächeentsandten
sie Vertreter. Die Vertreter des Arbeit-
geberlagersMEDEFsowiederKleinund
Mittelständler(CPME)warenihrerseits
zu einer Teilnahme bereit.  

IndieserSituationmusstederPräsi-
dentseinerseitsFlexibilitätbeweisen.
Um auf die Zahl von 54 Teilnehmern zu 
kommen(s.imAnhangdenÜberblick
über die Zusammensetzung) entsand-
teerzunächstwichtigeMitgliederder
Regierung in das neue Reformgremium 
(diesekönntenfreilichihreVorschläge
auchimParlamentpräsentierenundmit
den Abgeordneten diskutieren). Neben 
derPremierministerinElisabethBorne
nahmen Finanz- und Wirtschaftsminister 
BrunoLeMaireundBildungsminister
Pap  Ndiaye, sowie Olivier Dussopt, 
MinisterfürArbeit,Vollbeschäftigung
undberuflicheEingliederung,undAgnès
Panier-Runnacher, Ministerin für Ener-
giewende, an der Sitzung teil. Weiterhin 
sicherte sich Macron die Unterstützung 
derlokalundregionalgewähltenVer-
treter–diesesindinFrankreichähnlich
wieinDeutschlandinSpitzenverbän-
den organisiert, die die Interessen der 



10
 A

kt
ue

lle
 F

ra
nk

re
ic

h-
An

al
ys

en

Insofern, so Macron, sei der CNR nun 
die Möglichkeit, das Wissen und die 
Erfahrung der lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaftenundihrergewähl-
ten Vertreter mit in eine Reformdebatte 
einfließenzulassen.

Daneben, und vermutlich entscheiden-
der für die Zustimmung der regionalen 
und lokalen Vertreter, sich im CNR zu 
engagieren,wardieZusagedesPräsi-
denten,sieinregelmäßigenAbständen
zuKonsultationenanseinemAmtssitz
zu empfangen. Damit verbunden waren 
wohl auch Zusagen, den Finanzbedarf 
derKörperschaftenzuberücksichti-
gen13: Diese haben traditionellerweise 
nuräußerstgeringeMöglichkeiten,
eigene Steuern zu erheben. Sie erhalten 
stattdessen für alle ihnen übertragenen 
Aufgaben eine Zuwendung (dotation) des 

Staates. Im Rahmen der weitreichenden 
Dezentralisierung der letzten Jahre wur-
den ihnen jedoch immer mehr Aufgaben 
übertragen, ohne dass die zur Verfügung 
stehenden staatlichen Mittel gleichzeitig 
entsprechenderhöhtwordenwären.

Vorsitz

Den Vorsitz im neuen Gremium, als 
ständigerGeneralsekretär,sichertesich
FrançoisBayrou:deräußersterfahrene
Politiker war 2002, 2007 und 2012 für 
seine liberale Zentrumspartei (heute 
MoDem)KandidatbeidenPräsident-
schaftswahlen. 2007 erreichte er hinter 
demspäterenGewinnerNicolasSarkozy
undderZweitplatziertenSégolèneRoyal
immerhin 18,7%. Nachdem der ab 1993 
in der rechtsbürgerlichen Regierung 

13 Le Monde, 06.09.2022: 
Les associations d’élus 
locaux participeront bien au 
Conseil national de la refon-
dation d’Emmanuel Macron

« Les Français sont fatigués des réformes qui 

 viennent d’en haut. Ils ont plus de bons sens que les 

 circulaires. Paris doit être au service du terrain. »

Emmanuel Macron in seinem Interview mit der Regionalpresse, am 3. Juni 2022

lokalen Ebene vertreten (Association 
des maires de France et des présidents 
d’intercommunalité), was ihnen eine 
nationaleSichtbarkeitgewährleistet.Ins-
besonderedieVereinigungderBürger-
meister stellt traditionell einen macht-
vollen Ausdruck lokaler Gegengewalt zur 
Macht der Pariser Regierung dar. Dies 
galt jedoch in der Vergangenheit noch 
mehr, da traditionell viele Abgeordnete 
der Nationalversammlung oder des 
SenatsgleichzeitigBürgermeisterwaren.
SeitFrançoisHollandebeschränkt
jedoch ein Reformgesetz eine solche 
Ämterhäufungweitgehend.Umgekehrt
haben die Regionen Frankreichs an 
Macht gewonnen. Sie verfügen ebenfalls 
über einen nationalen Zusammenschluss 
ihrerRegionalratsvertreterundpräsi-
denten.Zuletztsindauchdiegewählten
Vertreter der Departements national 
zusammengeschlossen. Alle diese Gre-

mien sind jedoch im Grunde freiwillige, 
nichtoffizielleVereinigungen,dieüber
keinerlei formale Teilhaberechte am Po-
litikprozess verfügen. Um sie von einer 
Teilnahme am neuen CNR zu überzeu-
gen,benutzteMacrondreihauptsächli-
che Argumente: Die in den letzten Jahren 
anwachsendeKritikamfranzösischen
politischenSystemverweistregelmäßig
auf die fehlende lokale oder regionale 
Verankerung der neu vorgeschlagenen 
oderdurchgesetztenReformvorschläge.
Diese seien in erster Linie das Resultat 
der Pariser Ministerialbürokratie, der 
„Technokraten“. Macron selbst sprach in 
seiner Ankündigung im Juni davon, dass 
die Franzosen die Reformen „von oben“, 
ausParis,leidseienund„vorOrt“häufig
einbesseresVerständnisfürReform-
notwendigkeiten und -möglichkeiten 
herrsche. 
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EdouardBalladurs(Kohabitationmitdem
linkenStaatspräsidentenMitterrand)
Bildungsministergewesenwar,bekann-
te er sich 2012 dazu, seine Stimme 
FrançoisHollande,demKandidatendes
linken Lagers, zu geben. Obwohl er sich 
danach eigentlich von seinen nationalen 
politischen Mandaten zurückziehen woll-
teunderseit2014alsBürgermeister
derPyrenäenstadtPauamtiert,wurdeer
2017 zum entscheidenden Stimmenbe-
schafferfürEmmanuelMacron.Bayrou
verzichteteaufeineweitere,eigenePrä-
sidentschaftskandidatur und bot Macron 
gleichzeitig eine Zusammenarbeit der 
Fraktionen in der Nationalversammlung 
an.SeitdembliebBayrouengerBerater
Macrons, wahrte dabei jedoch stets 
seinepolitischeUnabhängigkeit.Am
3.September2020ernanntePräsident
MacronBayrouüberraschendzumPlan-
kommissar(Hautcommissaireauplan).
SeinediesbezüglicheTätigkeit,fürdieer
lediglichAufwandsentschädigungerhält,
wirdinderöffentlichenWahrnehmung
mehrfach kritisch gesehen.14 

BayrouselbststandderIdeeeines
rundenTischszunächstskeptisch
gegenüber, was sich jedoch seit seiner 
ErnennungzumGeneralsekretärdes
CNRgeänderthat.Soäußerternun:
« C’est l’occasion de prendre le temps 
de préparer l’avenir, de s’intéresser 
au long terme. Son objectif est de se 
demander ce qu’on va devenir dans 20 à 
30 ans. » (DNA 08.09.22)

Die großen Themen

Der Reformrat sollte laut Macrons 
Interview in der Regionalpresse aus dem 
Frühsommer 2022 drei große Themen 
bevorzugtangehen.Bildungunddie
RolledesfranzösischenBildungsminis-
teriums, die Nachhaltigkeit der sozialen 
Sicherungssysteme, insbesondere der 
Rentenversicherung, und die in der fran-
zösischenDebattesowichtigen„öffent-
lichen Dienste“ (services publics). Damit 
gab Macron eine Reformagenda vor, die 
offengenugwar,umeinebreitegesell-
schaftliche Debatte zu ermöglichen. 

In der Sitzung am 8. September wur-
den die zu besprechenden Themen 
jedochmodifiziert.Nunstehenfünf

großeBaustellenzurBehandlungan:
Vollbeschäftigung,Schule,Gesundheit,
„gutes Altern“ und die Energiewende. 
AnlässlichderAuftaktsitzungimPlenum
inMarcoussiserläutertenhoheStaats-
vertreter jeweils die Notwendigkeit für 
ReformenindenrelevantenBereichen.
SosprachderGouverneurderBanque
de France, François Villeroy de Galhau, 
derPräsidentdesRechnungshofsPierre
MoscoviciunddiePräsidentindes
HohenKlimaratsCorinneLeQuéré.Nun
sollenjedochkonkreteReformvorschlä-
ge zu den genannten Themen jeweils vor 
Ort,inden„LebensundWirtschaftsräu-
men“ (bassins de vie) diskutiert werden, 
umso(ausSichtdesPräsidialamtes)zu
gewährleisten,dassReformvorschläge
unterBerücksichtigungundabgestimmt
auf die Gegebenheiten vor Ort gefunden 
werden. 

Angesichts der Schwierigkeiten beim 
Start des Reformrats verweist das 
Präsidialamtnundarauf,eshandelesich
beim CNR nicht um ein neues Gremium, 
sondern vielmehr um eine „neue Metho-
de“ für einen interaktiven, langfristigen 
Austausch- und Diskussionsprozess. Ziel 
seies,durcheineEinbeziehungallerBe-
troffenenunddieengeAbstimmungmit
den Gegebenheiten „vor Ort“ konkrete 
Lösungen für die großen Reformbau-
stellenFrankreichszufinden,diedann
einerseits die benötigten strukturellen 
Veränderungenbringenkönnten,ande-
rerseitsaufdieAkzeptanzderBürger
stoßen würden. Insofern würde Frank-
reich durch die Arbeit des CNR langfris-
tigundnachhaltig„zukunftsfit“unddie
damit verbundene Modernisierung des 
französischenStaateswürdetatsächlich
andengroßenVorgänger,dasgemeinsa-
me Programm des CNR, erinnern.

14Soz.B.inLeMonde,
27. Januar 2022, « François 
Bayrou,unsidiscrethaut
commissaire au plan ». Der 
Artikel verweist darauf, dass 
dieTätigkeitalsHochkom-
missarfürBayroukaum
Aufwand mit sich bringe. Sie 
erlaube es ihm jedoch, im 
Umfeld Emmanuel Macrons 
einflussreichzubleiben.
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4.  Bewertung: Welches Potenzial für das neue Gremium?

15 Oscar W. Gabriel, Silke 
I.Keil,EricKerrouce(Hg.
2012): Political Participation 
in France and Germany. 
London: ECPR Press.

16BernardReber(2021):
„Ende des Lockdowns für 
die demokratische Debatte. 
Grand Débat national und 
Convention Citoyenne pour 
leClimat“,in:dfiDeutsch
FranzösischesInstitut(Hg.):
Frankreich Jahrbuch 2020, 
soziale und territoriale 
Ungleichheiten vor dem 
HintergrundderGelbwesten-
krise.–Wiesbaden:Springer
VS-Verlag, S. 135-157.

Angesichtsderverändertenpolitischen
KräfteverhältnissenachderParla-
mentswahl2022,demoffensichtlichen
politischenKalkülhinterderEntwicklung
des CNR und der sehr heftigen, teilweise 
lagerübergreifendenKritikstelltsichdie
Frage, welches Potenzial dem neuen 
Gremium innewohnt. 

Dabei ist dem Ausgangspunkt der Ana-
lyse Emmanuel Macrons durchaus zuzu-
stimmen. Schon seit vielen Jahren zeigen 
Meinungsumfragen, dass Frankreich 
unterdenwestlichenLänderndurchein
besonders geringes und weiter abneh-
mendesVertrauenderBevölkerungin
die staatlichen Institutionen und die 
politischen Akteure gekennzeichnet ist. 
Neben dem mangelnden Vertrauen in die 
Institutionen vertrauen die Franzosen 
sich auch gegenseitig sehr wenig15. Ge-
rade die Gelbwestenproteste, aber auch 
dieSchwächederpolitischenParteien
und die lautstarke Fundamentaloppo-
sition der Links- und Rechtspopulisten, 
diedemfrischgewähltenPräsidenten
umgehenddieLegitimitätabgesprochen
habenundZweifelanderRechtmä-
ßigkeitseinerWahlsäen,sorgenfür
einKlimaderUnsicherheit,indemdie
demokratischen Praktiken, das Wahlsys-
tem und die Institutionen der V. Republik 
zunehmend in Frage gestellt werden. 

Die Erfahrungen mit dem Grand Débat 
National und der Convention Citoyenne 
pour le Climat haben gezeigt, dass es in 
einer solchen Situation durchaus Sinn 
machen kann, neuartige Formen der 
öffentlichenDebatte,derbürgerschaft-
lichen Partizipation und der politischen 
Teilhabe zu entwickeln, mit der Autori-
tätstaatlicherStellenzuorganisieren
und die Debatten und ihre Ergebnisse 
öffentlichzuverbreitenundzupublizie-
ren, sowie in den Gesetzgebungsprozess 
einfließenzulassen.

Gut gemeint oder gut 
gemacht?

GleichzeitigwiegendieKritikpunktean
den bisherigen Erfahrungen mit partizi-
pativen Verfahren in Frankreich jedoch 
schwer.WieetwaderPhilosophBernard
Reber16(Reber2021)zeigt,hängtdie
Akzeptanz partizipativer Verfahren und 
ihrer Ergebnisse von einer Reihe von 
Rahmenbedingungen und Garantien ab, 
die bereits im Vorfeld festgelegt sein 
müssen.ZunächstsolltedasMandat
sehr klar gefasst sein: worüber wird ge-
nau diskutiert, was soll Teil der Debatte 
sein? Ebenso wichtig scheint die Festle-
gung der Verbindlichkeit der Ergebnisse: 
Wann und wie werden die Ergebnisse 
desDiskussionsprozessesdefiniert?
Durch die Teilnehmenden selbst, oder 
in einem anderen Rahmen? Und wie 
verbindlich sind diese Ergebnisse, 
dienensie„lediglich“demöffentlichen
Meinungsbildungsprozess und stehen 
demStaatspräsidenten„zurVerfügung“,
odernehmensieunmittelbarEinflussauf
politische Entscheidungen und wer-
den beispielsweise Gegenstand eines 
Gesetzesvorschlags, oder münden sogar 
direkt in ein Gesetzgebungsverfahren? 
ImKontextderfranzösischenVerfassung
stünde sogar die Möglichkeit eines Refe-
rendumszurVerfügung,dasStaatsprä-
sident Macron selbst kürzlich ins Spiel 
gebracht hat. 
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EsgibtalsoeineReihevielfältiger
Möglichkeiten, um einem partizipativen 
ProzesszuRelevanzundBedeutungzu
verhelfen. Dazu müssten sich aber alle 
Beteiligten,geradeauchdiejenigen,
diegegenwärtigüberdiepolitischen
Machtressourcen verfügen, verbindlich 
zu dem angestoßenen Prozess beken-
nen. Das steht im Moment nicht in 
Aussicht, vielmehr schürt Emmanuel 
Macron zwar Erwartungshaltungen 
(Referendum), er zeigt sich derzeit 
aber nicht bereit, sich auf verbindliche 
Festlegungen einzulassen. Damit riskiert 
er, dass die Frustration und die Ableh-
nung der „neuen Methode“ sehr schnell 
dieÜberhandgewinnen,wiebereitsbei
denerstenbeidenerwähntenpartizi-
pativen Verfahren. Die insbesondere 
imFalledesKlimakonventsdurchaus
vorhandenen Resultate und der gute 
WillenderBeteiligtentretendanninden
HintergrundunddieChance,Vertrauen
(zurück) zu gewinnen geht verloren.

InhaltlichsollteinsbesonderederBezug
auf das gemeinsame Programm des 
Conseil national de la Résistance daran 
erinnern, dass die französische Republik 
nicht nur ein politisches (demokrati-
sches)Systemdefiniert.Sieenthält
auch, in größerem Maße als andere 
westliche Demokratien, das Verspre-
chen sozialer Gleichheit (égalité) und 
Solidarität(fraternité) beziehungsweise 
gegenseitiger Unterstützung. Auch wenn 
die sozialen Ungleichheiten in Frank-
reichehergeringerausgeprägtsind,als

invielenanderenwestlichenLändern,
sorgtdiefortdauerndeBeschwörungund
Gültigkeit dieses Versprechens für eine 
Erwartungshaltung, an der sich Reform-
vorschlägemessenlassenmüssen.

Reizthema Rentenreform

VordiesemHintergrundistdieaktuelle
Debatte um eine mögliche neue Ren-
tenreformzusehen.Offensichtlichist
PräsidentMacronfestentschlossen,
ausgerechnet diese Reform zumindest in 
Teilen der Diskussion im CNR zu entzie-
hen.Erscheintdarüberhinauszuerwä-
gen, diese Reform ohne breite parlamen-
tarische oder gesellschaftliche Debatte 
durch einen Anhang im bevorstehenden 
GesetzüberdasBudgetderSozialversi-
cherung zu forcieren. Das französische 
Rentensystem basiert bisher in erster 
Linie auf der Anzahl der eingezahlten 
Beitragsjahre.Vereinfachtgesagtkann
jemand, der sehr früh damit begonnen 
hat, seine Rente einzuzahlen, auch 
entsprechend früh in Rente gehen. Sollte 
diesem System die Grundlage entzogen 
werden,indemüberdasHaushaltsge-
setz ein fest vorgeschriebenes Renten-
eintrittsalterfestgelegtwürde,wäre
mit einer massiven Gegenreaktion der 
Sozialpartner zu rechnen. Insbesondere 
die am CNR beteiligten Gewerkschaften 
drohen damit, dass sie in diesem Fall 
keineGrundlagefürweitereGespräche
sehen und den Protest auf die Straße 
tragen würden. 

Damit müssten dann wohl die mit dem 
CNRverbundenen,zartenHoffnungen
auf eine „concertation à la française“ be-
graben werden, und stattdessen stünde 
ein weiterer Winter mit Sozialprotesten 
und Streiks bevor. 



14
 A

kt
ue

lle
 F

ra
nk

re
ic

h-
An

al
ys

en

Referenten:

• FrançoisVILLEROYDEGALHAU,GouverneurderBanquedeFrance
• PierreMOSCOVICI,ersterPräsidentdesRechnungshofs
• CorinneLEQUERE,PräsidentindesHohenKlimarates

Vorsitzende der Parlamentskammern:

• YaëlBRAUNPIVET,PräsidentinderNationalversammlung
• ThierryBEAUDET,PräsidentdesWirtschafts,SozialundUmweltrats(CESE)

Hoher Kommissar für den Plan:

• FrançoisBAYROU,Plankommissar

Gewerkschafts- und Arbeitgeberorganisationen:

• LaurentBERGER,GeneralsekretärdesGewerkschaftsbundsConfédération 
Française Démocratique du Travail (CFDT)

• CyrilCHABANIER,PräsidentdesGewerkschaftsbundsConfédération françai-
se des travailleurs chrétiens (CFTC)

• LaurentESCURE,GeneralsekretärdesDachverbandesUnion nationale des 
syndicats autonomes (UNSA)

• GeoffroyROUXdeBEZIEUX,PräsidentdesArbeitgeberverbandsMouvement 
des Entreprises de France (MEDEF)

• FrançoisASSELIN,PräsidentdesArbeitgeberverbandsderKleinundMittel-
ständlerConfédération des Petites et moyennes Entreprises (CPME) 

• MichelPICON,ArbeitgeberverbandderKleinstunternehmerUnion des entre-
prises de proximité (U2P) 

• ChristianeLAMBERT,PräsidentindesBauernverbandsFédération nationale 
des syndicats d’exploitants agricoles (FNSEA)

• HughesVIDOR,PräsidentdesArbeitgeberverbandsderSozialundSolidar-
wirtschaft, Union des employeurs de l’économie sociale et solidaire (UDES) 

• JeanYvesMIRSKI,PräsidentdesArbeitgeberverbandsFédération des 
Entreprises du spectacle vivant, de la musique, de l’audiovisuel et du cinéma 
(FESAC) 

Mutualité française:

• ÉricCHENUT,PräsidentdesVersicherungsverbundsFédération nationale de 
la mutualité française

Berufsständische Kammern:

• AlainDICRESCENZO,PräsidentderIndustrieundHandelskammer(CCI)
Frankreichs

• SébastienWINDSOR,PräsidentderStändigenVersammlungderLandwirt-
schaftskammern (Assemblée permanente des chambres d’agriculture)

• JoëlFOURNY,PräsidentderHandwerkskammerFrankreichs(CMAFrance)

Anhang   Zusammensetzung der Teilnehmer des  
Conseil national de la  refondation,  
Auftaktsitzung am 08. September 2022 in  
Marcoussis, laut Presseinformationen
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Vorsitzende von Vereinigungen gewählter Volksvertreter:

• FrançoisSAUVADET,PräsidentderVersammlungderfranzösischenDeparte-
ments (ADF)

• HervéMORIN,RégionsdeFrance
• DavidLISNARD,PräsidentdesVerbandsderBürgermeisterFrankreichs(AMF)
• YvanLUBRANESKI,VerbandderBürgermeisterländlicherKommunenFrank-

reichs (AMRF)
• ChristopheBOUILLON,PräsidentderVereinigungderKleinstädteFrankreichs

(APVF)
• JohannaROLLAND,PräsidentinvonFranceurbaine
• SébastienMARTIN,PräsidentvonIntercommunalitésdeFrance
• JeanFrançoisDEBAT,VillesdeFrance

Akteure der organisierten Zivilgesellschaft und des 
 Vereinswesens:

• MarieAndréeBLANC,PräsidentindesNationalenDachverbandsderFamilien-
verbändeUnionnationaledesassociationsfamiliales(UNAF)

• JérémieBOROY,PräsidentdesNationalenRatsfürMenschenmitBehinderun-
gen(CNCPH)

• ClaireTHOURY,PräsidentinderBewegungfürdasEhrenamt(Mouvement
associatif)

• ArnaudSCHWARTZ,PräsidentvonFranceNatureEnvironnement(FNE)
•  Stéphanie CLEMENT GRANCOURT, Stiftung für Natur und Mensch (Fondation 

pourlaNatureetl’Homme)
• AllainBOUGRAINDUBOURG,PräsidentderLigafürVogelschutz(LPO)
• Véronique ANDRIEUX, WWF-Frankreich
• ChristopheROBERT,GeneraldelegierterderStiftungAbbéPierre
• GérardRAYMOND,PräsidentvonFranceAssosSanté
• SaïdHAMMOUCHE,MozaïkRH
• EricLEUNG,VorsitzenderderVertretungderÜberseegebieteimCESE
• William PETIPAS, Französisches Jugendforum (Forum français de la jeunesse)
• NoamLEANDRI,VorsitzenderdesKollektivsALERTE

Im Parlament vertretene politische Kräfte:

• Marie GUEVENOUX, LaREM
• StéphanieGUIRAUDCHAUMEIL,Horizons
• Patrick MIGNOLA, MoDem

Minister:

• BrunoLEMAIRE,MinisterfürWirtschaft,Finanzen,industrielleunddigitale
Souveränität

• OlivierDUSSOPT,MinisterfürArbeit,VollbeschäftigungundEingliederung
• PapNDIAYE,MinisterfürBildungundJugend
• MarcFESNEAU,MinisterfürLandwirtschaftundErnährungssouveränität
• ChristopheBÉCHU,MinisterfürdenökologischenÜbergangunddenterritori-

alen Zusammenhalt
• AgnèsPANNIERRUNACHER,MinisterinfürdieEnergiewende
• FrançoisBRAUN,MinisterfürGesundheitundPrävention
• JeanChristopheCOMBE,MinisterfürSolidarität,Autonomieundbehinderte

Menschen
• StanislasGUERINI,MinisterfürTransformationunddenöffentlichenDienst
• OlivierVÉRAN,BeauftragterfürdemokratischeErneuerung,Regierungssprecher

Quelle: https://www.apmnews.com/documents/202209081145540.Liste_previsionnelle_des_
participants_au_CNR.pdf

https://www.apmnews.com/documents/202209081145540.Liste_previsionnelle_des_participants_au_CNR.pdf
https://www.apmnews.com/documents/202209081145540.Liste_previsionnelle_des_participants_au_CNR.pdf
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